
Editorial
Wie Ungleichheit der Demokratie schadet

Ökonomische Ungleichheit und demokratische Teilhabe stehen in
einer wechselseitigen Beziehung. Größere Ungleichheit erschwert de-
mokratische Entscheidungsfindungen, umgekehrt verstärken Mach-
tungleichgewichte die Schieflagen in der Verteilung. Der Teufelskreis
von ökonomischer und politischer Ungleichheit ist in den letzten Jahr-
zehnten zu einer prägenden Eigenschaft des globalen Wirtschaftssys-
tems geworden und mehrfach prominent dokumentiert (Piketty 2020;
Cagé 2020; Zucman und Saez 2020; Stiglitz 2020; Jacobs 2017).
Machtungleichgewichte und Interessengegensätze zwischen sozialen
Klassen sind charakteristische Wesenszüge des Kapitalismus, die sich
aber über die Geschichte ständig wandelten.

In Österreich war die SozialpartnerInnenschaft über Jahrzehnte hin-
weg eine Spielart der partizipativen Demokratie, deren Anspruch es
war, Gesamtinteressen über Partikularinteressen zu stellen. Dies äu-
ßerte sich in vielfältigen Formen von Mitbestimmung auf betrieblicher
und überbetrieblicher Ebene sowie in Institutionen der Arbeitsmarkt-,
Sozial- und Gesundheitspolitik. Auch vor dem Hintergrund veränderter
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ist der Einfluss der Sozialpartne-
rInnenschaft in den letzten Jahrzehnten zurückgegangen, und die In-
teressenkonflikte haben sich härter gestaltet. Damit rücken die Vermö-
gensungleichheit und mit ihr einhergehende Schieflagen in der
Interessendurchsetzung wieder stärker in den Fokus. Der durch (Über-
)Reichtum ermöglichte Einfluss auf demokratische Entscheidungspro-
zesse macht die Vermögensverteilung schließlich zu einer gesell-
schaftlichen Kernfrage (Schürz 2019).

Macht als blinder Fleck der Wirtschaftswissenschaft

Während gesellschaftliche Machtverhältnisse in anderen Disziplinen
zentral für die Analyse sind, zum Beispiel in der Politikwissenschaft
oder der Soziologie, beschäftigt sich insbesondere die Mainstream-
Wirtschaftswissenschaft nur wenig mit diesen Fragestellungen (Rehm
und Schnetzer 2015). Vereinzelte Anhaltspunkte finden sich vor allem
in Bezug auf Monopol- und Verhandlungsmacht auf Güter- und Arbeits-
märkten, wobei diese als Abweichungen von perfektem Wettbewerb
verstanden werden. Bei vollkommenem Wettbewerb gelten Märkte hin-
gegen als machtfrei (Kalmbach 2008). Die Standardzitierung der
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deutschsprachigen neoklassischen Denkschule ist Eugen Böhm-Ba-
werks Beitrag „Macht oder ökonomisches Gesetz?“ (Böhm-Bawerk
1914) in einer Auseinandersetzung mit der deutschen Historischen
Schule der Nationalökonomie. Der österreichische Ökonom sah die
Lohnhöhe zwar kurzfristig durch Machtverhältnisse beeinflussbar, auf
lange Sicht allerdings durch ökonomische Gesetze bestimmt. So be-
halte schlussendlich das ökonomische Gesetz, wonach der Lohnsatz
der Grenzproduktivität von Arbeit entspreche, die Oberhand, und
Macht könne ihre Kraft nur im Rahmen dieses Gesetzes entfalten, es
aber nicht aushebeln (Berger und Nutzinger 2008).

Zwei mögliche Gründe für die fehlende Berücksichtigung von Macht-
verhältnissen in der neoklassischen Wirtschaftswissenschaft finden
sich im methodischen Zugang und im Selbstverständnis der Disziplin.
Die sogenannte marginalistische Revolution in der Wirtschaftswissen-
schaft im späten 19. Jahrhundert bedeutete einen Perspektivenwech-
sel von der Betrachtung sozialer Klassen hin zum methodologischen
Individualismus, der ökonomische Phänomene auf individuelle Hand-
lungsentscheidungen nutzenmaximierender AgentInnen zurückführt.
Das war eine starke Abgrenzung zur klassischen (aber auch der mar-
xistischen und später der postkeynesianischen) Ökonomie, deren Ver-
ständnis von sozialen Klassen politische und ökonomische Konflikte
sowie Machtverhältnisse zu wichtigen analytischen Werkzeugen
machte (Rothschild 2002). Zudem finden zentrale Machtungleichge-
wichte, beispielsweise Geschlechterverhältnisse in der Reproduktions-
arbeit im Haushalt oder patriarchale Strukturen in der Wirtschaftspolitik,
kaum Berücksichtigung in der auf Marktmechanismen ausgerichteten
Mainstream-Ökonomie (Haidinger und Knittler 2019). Eine zweite Er-
klärung ist die Selbstwahrnehmung der Neoklassik als eine exakte Wis-
senschaft mit einer naturwissenschaftlich inspirierten Methode. Diese
epistemologische Kultur in Abgrenzung zu anderen sozialwissenschaftli-
chen Disziplinen ist der Ursprung der Selbstwahrnehmung eines „öko-
nomischen Imperialismus“ (Lazear 2000) oder einer „Überlegenheit der
ÖkonomInnen“ (Fourcade et al. 2015). Die empirisch-realistische Onto-
logie der Mainstream-Ökonomie begrenzt allerdings die Möglichkeiten,
Machtverhältnisse zu berücksichtigen, und birgt die Sorge über den
Verlust von Exaktheit und eine Verunreinigung der Wissenschaftlich-
keit durch schwer quantifizierbare Phänomene (Rothschild 2002).

Macht gilt somit aus Sicht der vorherrschenden Wirtschaftswissen-
schaft als notorisch nebulöses Konzept, mit dem kaum gearbeitet wer-
den kann. Heterodoxe Denkschulen und andere Sozialwissenschaften
haben hingegen ein breiteres Spektrum an Machtkonzeptionen und
Methoden der Operationalisierung anzubieten. Die sozialwissenschaft-
liche Debatte ist zwar weit entfernt von einer abschließenden oder gar
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einvernehmlichen Definition, betrachtet aber viele Facetten und For-
men von relationaler (Weber 1922; Dahl 1957) bis struktureller (Dutt
2015) Macht. Zum Beispiel beschreibt relationale Macht Abhängigkei-
ten zwischen Individuen, Gruppen oder Klassen und asymmetrische
Beziehungen aufgrund ungleicher Ressourcen. Strukturelle Macht
meint hingegen Möglichkeiten, die politischen, ökonomischen und so-
zialen Rahmenbedingungen zu gestalten, öffentliche Debatten zu be-
einflussen und Agenda-Setting zu betreiben. Diese Konzeptionen von
Macht sind direkt mit der Ungleichheit der verfügbaren ökonomischen
Ressourcen verbunden. Nicht weniger zentral für Einflussnahme ist
das soziale Kapital, das nach dem Soziologen Pierre Bourdieu die aus
sozialen Beziehungen und Netzwerken resultierenden Gestaltungs-
möglichkeiten beschreibt. Der deutsche Elitenforscher Michael Hart-
mann sieht diese sozialen Verflechtungen zwischen Vermögen und Po-
litik als sich selbst reproduzierendes System, das die Demokratie
gefährdet (Hartmann 2018). Einige der vielfältigen Verbindungen zwi-
schen sozialer Ungleichheit und Machtungleichgewichten sollen im
Rahmen dieses Beitrags beispielhaft umrissen werden.

Unterschiede in der demokratischen Teilhabe

Zahlreiche empirische Studien zeigen, dass sich die Beteiligung an
Wahlen und anderen politischen Aktivitäten nach sozialen Kriterien un-
terscheidet (Elsässer und Schäfer 2017). Auch in Österreich hängt die
Wahlbeteiligung stark mit dem Einkommen und Vermögen zusammen.
Im ökonomisch schwächsten Drittel haben 41% der Wahlberechtigten
bei der Nationalratswahl 2019 ihre Stimme nicht abgegeben. Im Drittel
mit den höchsten Einkommen sind nur 17% nicht zur Wahl gegangen
(Zandonella 2020). Zu dieser Schieflage in der Wahlbeteiligung entlang
der Einkommensverteilung trägt noch bei, dass viele Menschen auf-
grund ihrer StaatsbürgerInnenschaft gar nicht wählen dürfen. Insge-
samt waren bei den letzten Nationalratswahlen in Österreich fast 1,1
Millionen Menschen oder 15% der Bevölkerung im wahlfähigen Alter
mangels Staatsbürgerschaft vom Wahlrecht ausgeschlossen. In Wien
ist dies sogar jede dritte Person. Obwohl diese Personen von den Ent-
scheidungen der gewählten Vertretungen betroffen sind, haben sie
keine Möglichkeit, ihre Interessen in die Wahlentscheidung einfließen
zu lassen. Hingegen ist es für vermögende Menschen sogar möglich,
nicht nur bei künstlerischen oder sportlichen Leistungen eine „Staats-
bürgerschaft im besonderen Interesse der Republik“ zu erhalten, son-
dern ebenso wenn „maßgebliche wirtschaftliche Investitionen“ in Öster-
reich getätigt werden (siehe auch Boatcã 2017).

299

47. Jahrgang (2021), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft



Die Schieflage setzt sich bei anderen politischen und zivilgesell-
schaftlichen Aktivitäten fort, denn politisches Engagement muss man
sich zeitlich und finanziell leisten können. Es gibt deutliche Unterschie-
de nach sozialer Stellung in der Partizipation bei Petitionen und De-
monstrationen, aber auch bei aufwändigeren Beteiligungsformen wie
BürgerInneninitiativen, Mitarbeit in Parteien oder Mitgliedschaft in Ge-
werkschaften (Walter 2012; Bödeker 2012; Checchi et al. 2010). Meist
sind es Menschen mit geringen Einkommen und Frauen mit ihrem
hohen Ausmaß an unbezahlter Sorgearbeit, die keine Freizeit oder
Energie für politische Aktivität aufbringen können und deren Interessen
somit weniger Beachtung im politischen Prozess finden. Gleichzeitig ist
ein starkes Gefälle im Demokratievertrauen zu verzeichnen: Laut
SORA-Demokratie-Monitor 2020 glaubten nur 43% im ökonomisch
schwächsten Drittel, dass das politische System in Österreich gut funk-
tioniert. Im obersten Drittel waren es 78%.

Während viele Menschen mit geringen Einkommen nicht an demo-
kratischen Entscheidungsprozessen teilnehmen oder mangels Staats-
bürgerInnenschaft per se ausgeschlossen sind, werden am oberen
Ende der Verteilung große Summen in Bewegung gesetzt, um sich Ein-
fluss zu verschaffen. Das reicht von Einflussnahme durch Lobbying
und Parteispenden bis zu Meinungsbildung durch Denkfabriken und
(Massen-)Medien. Und sollte die politische Umsetzung die eigenen In-
teressen nicht berücksichtigen oder diesen sogar entgegenstehen,
schafft Vermögen Möglichkeiten, solche Entscheidungen und Gesetze
leichter zu umgehen (Alstadsæter et al. 2019).

Einflussnahme auf die Wirtschaftspolitik

Politische Aushandlungsprozesse werden oft durch Lobbying beein-
flusst, um Partikularinteressen durchzusetzen. Da Einflussnahme
meist hinter verschlossenen Türen stattfindet, gibt es dafür nur wenige
empirische Belege. Vor allem die EU-Ebene ist aber für allgegenwärti-
gen Lobbyismus bekannt und deshalb in den Mittelpunkt der For-
schung gerückt. Die Interventionen rund um Handelsabkommen wie
TTIP oder CETA sind zum Beispiel vergleichsweise gut dokumentiert
und zeigen, wie sich IndustrievertreterInnen Gehör bei den Verhandle-
rInnen verschafft haben (Eberhardt 2019). Mehrere zivilgesellschaftli-
che Organisationen haben Recherchen und Schätzungen veröffent-
licht, um die Lobby-Landschaft in Brüssel zu vermessen. Obwohl die
EU-Kommission seit 2008 ein Transparenzregister für aktive Interes-
sengruppen führt, dürfte die Dunkelziffer weit über die rund 12.700 Ein-
träge zählende Liste hinausgehen. Deshalb zeichnen Schätzungen
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von Organisationen wie Lobbycontrol oder Corporate Europe Observa-
tory ein umfassenderes Bild der Interessenvertretungen in Brüssel.
Laut Lobbycontrol sollen etwa 25.000 LobbyistInnen mit einem Jahres-
budget von 1,5 Milliarden Euro Einfluss auf die EU-Institutionen aus-
üben. 70% von ihnen arbeiten für Unternehmen und Wirtschaftsver-
bände, nur eine kleine Minderheit vertritt die Interessen von Konsu-
mentInnen und ArbeitnehmerInnen.

Eine weitere Möglichkeit der Einflussnahme sind große Parteispen-
den, um sich die politische Gunst von Abgeordneten oder von Parteien
für die eigenen Belange zu sichern. Obwohl Parteispenden in Öster-
reich mittlerweile ab 50.000 Euro einer Meldepflicht an den Rech-
nungshof unterliegen, kann diese durch Stückelung umgangen wer-
den. Aber selbst diese Regelung gibt es erst seit 2012, davor waren
Zuwendungen von Einzelpersonen, Verbänden oder Unternehmen völ-
lig unbeschränkt. Durch Stückelung bleiben größere Beträge von Ver-
mögenden und Industriellen der Öffentlichkeit verborgen. Basierend
auf Datenlecks haben JournalistInnen allerdings aufgedeckt, dass die
reichsten ÖsterreicherInnen große Beträge an Parteien für Wahlkämp-
fe überwiesen haben. Ob dadurch die wirtschaftspolitische Gesetzge-
bung tatsächlich maßgeblich beeinflusst wurde, lässt sich natürlich
nicht genau feststellen. Es hat jedenfalls einen bitteren Beigeschmack,
wenn im Vorfeld lautstark geforderte Maßnahmen von GroßspenderIn-
nen umgehend politisch umgesetzt werden, wie etwa der Ruf mancher
Industrieller nach dem Zwölfstundentag.

Mehrere Studien zeigen (aufgrund der Datenlage) vor allem für die
USA, dass die Politik häufiger den politischen Präferenzen der Reich-
sten folgt. Page et al. (2013) erhoben zum Beispiel Daten über wohlha-
bende US-AmerikanerInnen, um die Unterschiede zwischen ihren und
den politischen Präferenzen der durchschnittlichen Bevölkerung zu
analysieren. Sie finden dabei bemerkenswerte Übereinstimmungen
zwischen den Präferenzen der Reichen und tatsächlich umgesetzten
politischen Maßnahmen in gewissen Politikfeldern. Gilens und Page
(2014) belegen, dass Vermögende und organisierte Interessenverbän-
de der Kapitalseite einen deutlich stärkeren Einfluss auf die US-Politik
ausüben als BürgerInnen, ArbeitnehmerInnen und deren Interessen-
vertretungen. Für Deutschland zeigen Elsässer et al. (2016) ähnliche
Ergebnisse. Sie finden einen deutlichen Zusammenhang zwischen den
getroffenen politischen Entscheidungen und den Einstellungen der
Besserverdienenden, aber keinen oder sogar einen negativen Zusam-
menhang bei den Einkommensschwachen.
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Vermögen und Einfluss auf die Meinungsbildung

Eine subtilere und zugleich wirkungsmächtigere Spielart der Einfluss-
nahme durch Vermögende sind Versuche, breite Zustimmung in der
Bevölkerung für die eigenen Belange zu gewinnen und diese nicht als
Partikularinteressen, sondern als Mehrheitsmeinung erscheinen zu
lassen. Ein Vehikel dafür sind Denkfabriken, die die politische, mediale
und wissenschaftliche Agenda prägen sollen. Auch in Österreich wer-
den seit den 1990er-Jahren vermehrt Thinktanks gegründet. Als eine
der Ersten dieser Denkfabriken wurde 1993 das Hayek-Institut gegrün-
det, das rasch Teil eines internationalen Netzwerks an wirtschaftslibe-
ralen Instituten wurde. In den 2000er-Jahren kamen zahlreiche indus-
trienahe Thinktanks wie Agenda Austria oder EcoAustria hinzu,
während sich die Industrie aus dem bis dahin sozialpartnerInnenschaft-
lich finanzierten WIFO zurückzog (Pühringer und Stelzer-Orthofer
2016). Vor allem vermögende Industrielle und Unternehmensverbände
haben in den letzten Jahren in neoliberale Institute investiert und die-
sen zu großer medialer Reichweite verholfen. Dass Thinktanks weniger
im Fokus von Regulierungsbestrebungen stehen als das traditionelle
Lobbying, macht diese besonders attraktiv. Mittlerweile sind über 20
dem Wirtschaftsliberalismus verschriebene Denkfabriken in Österreich
aktiv (Schlögl und Plehwe 2015).

Demgegenüber gibt es aber auch Denkfabriken, die ihre Forschung
und wirtschaftspolitischen Ableitungen im Interesse der breiten Bevöl-
kerung und nicht einer spezifischen Gruppe sehen. Das erschwert zwar
den Zugang zu einschlägigen Finanzquellen, doch weil ein starkes nu-
merisches Ungleichgewicht zugunsten der neoliberalen Institute be-
steht, genießen fortschrittliche Denkfabriken steigendes öffentliches In-
teresse.

Nicht zuletzt spielen die traditionellen Medien eine wichtige Rolle
dabei, welche Fragestellung und Forschung über ihre Kanäle an eine
breite Bevölkerung gelangt und in der Öffentlichkeit wahrgenommen
wird. Die Macht der Massenmedien und ihr Einfluss auf die Meinungs-
bildung ist auch den Reichen nicht entgangen. Einige haben sich in Ös-
terreich in große Medienkonzerne eingekauft oder gleich ihre eigenen
Medien gegründet, was angesichts des dynamischen Wachstums so-
zialer Medien deutlich einfacher geworden ist. Der Einfluss der Reichen
speist sich aber ebenso aus der vergleichsweise starken Medienkon-
zentration in Österreich, wo die Meinungsbildung einer breiten Öffent-
lichkeit in den Händen einer kleinen Anzahl von Personen und Unter-
nehmen liegt (Trappel 2018). Dass sich in der Berichterstattung auch
die Interessen der EigentümerInnen widerspiegeln, liegt nahe. Bei-
spielsweise zeigt eine neue Studie über die Positionierung österreichi-
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scher Medien zu Vermögenssteuern, dass die überwiegende Anzahl
an Artikeln und Kommentaren solchen Abgaben negativ gegenüber-
steht, während die meisten Umfragen auf eine breite Unterstützung in
der Bevölkerung für diese Maßnahme hindeuten (Dammerer und Hub-
mann 2021).

Einfluss durch Philanthropie statt Steuerpflicht

Große Vermögen ermöglichen nicht nur Einfluss auf die wirtschafts-
politische Debatte und Entscheidungsfindung, sie erleichtern auch die
Umgehung von getroffenen Entscheidungen und Gesetzen. So zeigen
Forschungsarbeiten und Datenlecks beispielsweise, dass vor allem rei-
chere Personen Steuern vermeiden. Am Beispiel Skandinavien wurde
in den sogenannten Swiss-Leaks 2015 ersichtlich, dass 50% der nicht
deklarierten Vermögen bei einer Bankniederlassung in der Schweiz
den reichsten 0,01% der Haushalte zugeordnet werden konnten (Al-
stadsæter et al. 2019). Der französische Ökonom und Chef des neuen
European Tax Observatory, Gabriel Zucman, hat errechnet, dass fast
sechs Billionen Dollar oder 8% der weltweiten privaten Finanzvermö-
gen offshore gebunkert werden (Zucman 2014). Dadurch entgehen der
öffentlichen Hand 130 Milliarden Euro pro Jahr an Steuern.

Fakt ist, dass die Steuervermeidung und -hinterziehung von Reichen
und multinationalen Konzernen die Staatshaushalte um wichtige Ein-
nahmen bringt, die bei öffentlichen Dienstleistungen und beim Ausbau
des Wohlfahrtsstaates fehlen. Stattdessen wird eine wachsende Lücke
zwischen privatem und öffentlichem Vermögen sichtbar (Piketty 2014).
Während öffentliches Vermögen in der Nachkriegsära eine zentrale
Rolle spielte, nimmt es seit Jahrzehnten durch Privatisierungen und
Deregulierungen ab. Diese Entwicklung setzte sich auch nach der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 fort. Einerseits wurden öffentliche
Mittel dazu eingesetzt, das private Kapital, vor allem im Finanz- und
Bankensektor, mittels spektakulärer Rettungsaktionen abzusichern.
Andererseits gerieten die öffentlichen Haushalte durch ebendiese Aus-
gaben sowie durch die automatischen Stabilisatoren in der Folge der
Krise unter erhöhten Druck. Vor diesem Hintergrund wurden private In-
vestitionen zur Finanzierung gesellschaftlicher Aufgaben wichtiger,
etwa der Einsatz von Public-private-Partnerships oder der Philanthro-
kapitalismus (Neumayr 2017). Der Einsatz privater Vermögen im öf-
fentlichen Interesse oder für vermeintlich wohltätige Zwecke birgt politi-
sche Brisanz, wie Beispiele aus Deutschland zeigen. So sind viele
Kommunen finanziell ausgehungert und nicht in der Lage, elementare
öffentliche Leistungen aufrechtzuerhalten. Gelegentlich übernehmen
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private GönnerInnen diese Aufgaben, entscheiden dann aber selbst,
wohin das Geld fließen soll. Es gibt also das demokratiepolitische Di-
lemma, dass nicht mehr die gewählten Gremien über die getätigten In-
vestitionen im öffentlichen Raum bestimmen, sondern private Geldge-
berInnen. Letztere könnten beispielsweise die Renovierung des
Museums im bürgerlichen Bezirk wichtiger finden als die Erweiterung
des Kindergartens im ArbeiterInnenviertel, auch wenn die gewählte
Stadtvertretung dies anders einschätzen würde.

Ungleichheit reduzieren, Demokratie stärken

Der Zusammenhang von Überfluss und Einfluss ist in vielen Berei-
chen von Wirtschaft und Gesellschaft sichtbar – und zuweilen auch un-
sichtbar. Viele Menschen haben deshalb das Gefühl, dass die Eliten
mehr Rechte haben und es sich richten können, während sie selbst von
der Politik im Stich gelassen werden. Deshalb wenden sich manche
von politischen Entscheidungsprozessen ab. Dass andere mangels
StaatsbürgerInnenschaft von politischer Mitbestimmung ganz ausge-
schlossen sind, verstärkt die Schieflage weiter. Welche Maßnahmen
können dazu beitragen, die ökonomische Ungleichheit und die politi-
schen Machtungleichgewichte zu reduzieren?

Demokratie stärkende Maßnahmen müssen zugrunde liegende so-
zioökonomische Ungleichheiten mitdenken. Zentrale Faktoren für ge-
sellschaftliches und politisches Engagement sind ökonomische und so-
ziale Sicherheit, die unter anderem durch eine gute Ausbildung, sichere
Arbeitsplätze, stabile Einkommensentwicklung sowie gesellschaftliche
Anerkennung gestärkt werden (Zandonella und Ehs 2021). Diese Si-
cherheiten erweitern die Spielräume für politische Teilhabe und das ak-
tive Eintreten für die eigenen Interessen. Das stellte schon der Soziolo-
gie Émile Durkheim an der Wende zum 20. Jahrhundert fest: Eine de-
mokratische Willensbildung setze gute und gerechte Bedingungen der
gesellschaftlichen Arbeit voraus. Gleichzeitig müssen die mannigfa-
chen Möglichkeiten der privaten Einflussnahme durch Überreiche auf
die res publica eingedämmt werden. Zaghafte Schritte, wie das Be-
schränken von Parteispenden oder das Führen von Transparenzregis-
tern, sind dann zahnlose Instrumente, wenn sie leicht umgangen wer-
den können. Die Stärkung von Interessenverbänden von Konsumen-
tInnen und ArbeitnehmerInnen sowie zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen ist zentral, um die gemeinsamen Interessen der breiten Bevöl-
kerung den Partikularinteressen einer finanzkräftigen Elite entgegen-
zustellen. Schließlich bedarf es einer Wahlrechtsreform, die auf den
zunehmenden Anteil nicht wahlberechtigter Bevölkerungsgruppen
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reagiert und allen hier lebenden Menschen Möglichkeiten der Mitbe-
stimmung gewährt.

Mit Blick auf politische Einflussnahme ist vor allem die drastische Ver-
mögenskonzentration in Angriff zu nehmen. Wenn im reichsten 1% der
Bevölkerung fast 40% aller Vermögen angehäuft sind, eröffnet das den
Überreichen viele Möglichkeiten, ihre politischen Interessen finanziell
voranzutreiben. Auch hier werden die geschlechtsspezifischen Unter-
schiede deutlich, denn Männer haben vor allem an der Spitze der Ver-
teilung deutlich mehr Vermögen als Frauen und damit mehr Möglich-
keiten der Einflussnahme (Schneebaum et al. 2018). Der Verteilungs-
forscher Thomas Piketty schlägt eine radikale Umverteilung der Ver-
mögen vor mit stark progressiven Steuern gegen Überreichtum, sinn-
vollen Begrenzungen bei ManagerInnengehältern, einem Grundver-
mögen für junge Menschen und Erbschaftssteuern gegen dynastische
Vererbung von Privilegien (Piketty 2020). Gleichzeitig gilt es das öffent-
liche Vermögen zu stärken und zu mehren. Ein gut ausgebauter Sozial-
staat erweitert die Spielräume für politische Teilhabe für alle, die sich
nicht durch Privatvermögen Gehör verschaffen können. Vom Bildungs-
bis zum Gesundheitssystem müssen die einzelnen Pfeiler des Sozial-
staates die Menschen dazu befähigen und motivieren, ihre Interessen
einzubringen und gemeinsam zu vertreten. Dazu müssen allerdings
auch die Kanäle geschaffen werden, diese Anliegen in die politische
Arena zu tragen. Zandonella und Ehs (2021) haben in der letzten Aus-
gabe von „Wirtschaft und Gesellschaft“ dazu eine Palette an konkreten
Maßnahmen, von Klassenquoten bis zu BürgerInnenräten, zur Diskus-
sion gestellt. Schließlich hängt die Motivation zur Partizipation stark mit
dem Vertrauen in die Demokratie zusammen. Es sollte somit ein ge-
meinsames Ziel von Politik, Interessenverbänden, Zivilgesellschaft und
Wissenschaft sein, dieses Vertrauen in der Bevölkerung zu stärken,
indem die Partikularinteressen der vermögenden Elite endlich gemäß
ihrem Bevölkerungsanteil gewichtet werden.

Die WUG-Redaktion
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